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Zuständig für den Erlass eines Abrechnungsbescheids  ist die 
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hält der erkennende Senat nicht mehr fest. 
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T e n o r  

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Finan zgerichts 

Berlin-Brandenburg vom 18. Mai 2017  12 K 15308/15 wird als 

unbegründet zurückgewiesen. 

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Kläger z u tragen. 

 

G r ü n d e  

 

I. 

Mit Bescheid vom 22. Mai 2007 setzte das damals noc h zustän-

dige Finanzamt (FA 1) gegen den Kläger und Revision skläger 

(Kläger) sowie gegen dessen (inzwischen verstorbene ) Ehefrau 

Einkommensteuer für 2005 in Höhe von ... € mit Zahl ungs-

aufforderung bis spätestens 25. Juni 2007 fest.  

 

Mit geändertem Bescheid vom 12. Juni 2007 ermäßigte  das FA 1 

die festgesetzte Einkommensteuer auf ... €, zu zahl en 

ebenfalls spätestens bis zum 25. Juni 2007.  

 

Es folgten weitere Änderungsbescheide des FA 1 vom 

3. September 2008, vom 10. August 2012 und vom 17. März 2014, 

mit denen die Einkommensteuer auf ... € ermäßigt un d dann 

zunächst auf ... € (mit Zahlungsaufforderung bis sp ätestens 

13. September 2012) sowie schließlich auf ... € erh öht wurde. 

Die bereits entstandenen und fälligen Säumniszuschl äge wurden 

in dem Bescheid vom 3. September 2008 mit ... € bez iffert, in 

dem Bescheid vom 10. August 2012 mit ... € und schl ießlich in 

dem Bescheid vom 17. März 2014 aufgrund fälliger 

Hauptforderung zum 25. Juni 2007 (erneut) mit ... €  sowie 

aufgrund fälliger Hauptforderung zum 13. September 2012 mit 

... €. Die genannten Änderungsbescheide enthielten allesamt 
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Zahlungsaufforderungen auch über die entstandenen u nd fälligen 

Säumniszuschläge. 

 

Auf Antrag des Klägers erließ das FA 1 am 27. Mai 2 014 einen 

Abrechnungsbescheid, mit dem es die hier streitigen  Säumniszu-

schläge zur Einkommensteuer für 2005 dem Grund und der Höhe 

nach bestätigte.  

 

Den Einspruch des Klägers wies der zwischenzeitlich  wegen Ver-

legung des Betriebs zuständig gewordene Beklagte un d Revisi-

onsbeklagte (das Finanzamt --FA--) mit Entscheidung  vom 

8. Oktober 2015 als unbegründet zurück. 

 

Die dagegen gerichtete Klage blieb ohne Erfolg. Das  Finanzge-

richt (FG) entschied, der Abrechnungsbescheid vom 2 7. Mai 2014 

sei rechtmäßig. Er sei insbesondere hinreichend bes timmt, da 

er alle erforderlichen Angaben enthalte. Er sei auc h von dem 

zuständigen Finanzamt erlassen worden. Zwar sei für  den Erlass 

eines Abrechnungsbescheids nach der Rechtsprechung des Bundes-

finanzhofs (BFH) diejenige Finanzbehörde zuständig,  die den 

streitigen Anspruch festgesetzt habe (Hinweis auf S enatsurteil 

vom 12. Juli 2011 VII R 69/10, BFHE 234, 114, Deuts ches Steu-

errecht --DStR-- 2011, 1758). Dies treffe aber nach  Auffassung 

des Gerichts nicht auf Abrechnungsbescheide über Sä umniszu-

schläge zu, da hier der Abrechnungsbescheid überhau pt erst 

Grundlage der Anspruchsverwirklichung sei. Zahlungs verjährung 

sei nicht eingetreten, da die fünfjährige Zahlungsv erjährung 

durch Erlass der Änderungsbescheide unterbrochen wo rden sei. 

Dass eine Stundungsvereinbarung vorgelegen hätte, h abe der 

Kläger nicht nachgewiesen. 

 

Mit seiner Revision trägt der Kläger im Wesentliche n vor, das 

FA sei für den Erlass des Abrechnungsbescheids bzw.  der Ein-
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spruchsentscheidung nicht zuständig gewesen; denn z uständig 

sei nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats diejenige 

Finanzbehörde, die den streitigen Anspruch festgese tzt habe, 

also im vorliegenden Streitfall das FA 1. Für Säumn iszuschläge 

gelte insoweit nichts anderes; denn diese entstünde n kraft Ge-

setzes, so dass es auch insoweit allein auf die Fes tsetzungs-

zuständigkeit für die den Säumniszuschlägen zugrund e liegende 

Steuerforderung ankomme. Die Verletzung der Regelun gen über 

die örtliche Zuständigkeit müsse daher zur Aufhebun g des ange-

fochtenen Bescheids führen. Auch sei der angefochte ne Abrech-

nungsbescheid nicht hinreichend "prüffähig", da ihm  entgegen 

den Feststellungen des Gerichts keine Anlagen beige fügt gewe-

sen seien. Seine Einwendungen aus der Einspruchsbeg ründung 

hinsichtlich einer Zahlung von ... € und der Wirkun g zwi-

schenzeitlich ergangener Nullbescheide habe das Ger icht über-

gangen. Die Aussage des FG, die Frage nach der wirk samen Be-

gründung der Steuerpflicht könne nach rechtskräftig er Abwei-

sung der Klage gegen den Steuerbescheid nicht mehr überprüft 

werden, gehe fehl, da das Verfahren zur Einkommenst euer 2005 

noch anhängig sei. Darüber hinaus beruhe das angefo chtene Ur-

teil auf Verfahrensmängeln. Zum einen habe das FG d en erhobe-

nen Verjährungseinwand mit dem bloßen Hinweis überg angen, dass 

die Verjährung der Säumniszuschläge durch den Erlas s der Ände-

rungsbescheide zur Einkommensteuer unterbrochen wor den sei; 

das Gericht verwechsle hier offenkundig die Steuerf orderung 

mit den Säumniszuschlägen. Dabei befasse sich das G ericht mit 

dem zweiten Abrechnungsbescheid überhaupt nicht. Zu m anderen 

habe das FG unberücksichtigt gelassen, dass es im J ahr 2006 

eine Stundungsvereinbarung mit dem FA 1 gegeben hab e; einen 

entsprechenden Beweisantrag habe das Gericht ohne H inweis an 

den Kläger übergangen. 
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Der Kläger beantragt (sinngemäß), sowohl die Vorent scheidung 

als auch die Einspruchsentscheidung vom 8. Oktober 2015 aufzu-

heben und den Abrechnungsbescheid vom 27. Mai 2014 dahingehend 

zu ändern, dass die Säumniszuschläge zur Einkommens teuer 2005 

mit Null € festgestellt werden. 

 

Das FA beantragt, die Revision zurückzuweisen. 

 

Das FA trägt im Wesentlichen vor, gegen das Senatsu rteil in 

BFHE 234, 114, DStR 2011, 1758 bestünden seitens de r Finanz-

verwaltung erhebliche Bedenken; schon aus Praktikab ilitäts-

gründen könne dieser Entscheidung nicht gefolgt wer den, da 

dies eine erhebliche Umstellung der Verfahrensabläu fe in der 

Praxis zur Folge hätte und dem Grundsatz der Gewähr leistung 

einer effektiven Verwaltung widerspreche. Im Fachsc hrifttum 

würden diese Bedenken geteilt (Hinweis auf Bergan/M artin, Die 

örtliche Zuständigkeit im Steuererhebungsverfahren,  DStR 2012, 

171; Sunder-Plassmann in Hübschmann/Hepp/Spitaler - -HHSp--, 

§ 17 AO Rz 9). Aber auch dann, wenn man der Senatsr echtspre-

chung folgte, müsste man doch zwischen Abrechnungsb escheiden 

unterscheiden, die über die Verwirklichung eines be reits fest-

gesetzten Anspruchs entscheiden, und solchen, die - -wie hier-- 

darüber entscheiden, ob Säumniszuschläge überhaupt entstanden 

sind. Im letztgenannten Fall stelle der Abrechnungs bescheid 

die Grundlage für die Anspruchsverwirklichung dar; warum hier 

bei Streitigkeiten über die Zahlungsverjährung oder  die Til-

gung ein Zuständigkeitswechsel eintreten solle, sei  nicht er-

sichtlich. Auch gehe es im vorliegenden Streitfall um einen 

Zuständigkeitswechsel (nur) zwischen zwei in demsel ben Bundes-

land gelegenen Finanzämtern, während der BFH in sei nem Urteil 

in BFHE 234, 114, DStR 2011, 1758 über einen Sachve rhalt ent-

schieden habe, in dem der Wechsel unterschiedliche Bundeslän-

der betraf. Eine Verjährung der streitigen Säumnisz uschläge 
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habe das FG zutreffend verneint. Insbesondere liege  eine Ver-

wechslung der Säumniszuschläge mit der Steuerforder ung nicht 

vor. Der Kläger verkenne, dass er mit jedem Änderun gsbescheid 

zur Zahlung der bis dahin entstandenen Säumniszusch läge aufge-

fordert worden sei, was zu einer Unterbrechung der Zahlungs-

verjährung geführt habe. Die von dem Kläger behaupt ete Stun-

dung sei nach Aktenlage nicht vereinbart worden; de m Gericht 

sei daher nur die Möglichkeit geblieben, dem Kläger  die Vor-

lage einer Stundungsvereinbarung anheimzustellen. D ie nunmehr 

vorgelegten Schreiben beträfen eine (unstreitig ver einbarte) 

Ratenzahlungs-Vollstreckungsvereinbarung. 

 

II. 

Die Revision ist unbegründet und daher zurückzuweis en (§ 126 

Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das erst instanzli-

che Urteil entspricht Bundesrecht (§ 118 Abs. 1 Sat z 1 FGO). 

 

Im Ergebnis zutreffend hat das FG entschieden, dass  der ange-

fochtene Abrechnungsbescheid rechtmäßig ist (§ 100 Abs. 1 

Satz 1 FGO). 

 

1. Gemäß § 218 Abs. 2 der Abgabenordnung (AO) entsc heidet die 

Finanzbehörde über Streitigkeiten, die die Verwirkl ichung von 

Ansprüchen aus dem Steuerschuldverhältnis betreffen , durch Ab-

rechnungsbescheid. 

 

a) Der Abrechnungsbescheid enthält dabei grundsätzl ich nur die 

Feststellung, ob und inwieweit der festgesetzte Ans pruch aus 

dem Steuerschuldverhältnis bereits verwirklicht (al so erfüllt) 

oder noch zu verwirklichen ist; d.h. er entscheidet  darüber, 

ob eine bestimmte Zahlungsverpflichtung durch Zahlu ng, Auf-

rechnung, Verrechnung, Erlass, Eintritt der Zahlung sverjährung 

oder ob eine Schuld bereits vor der Begründung der Zahlungs-
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pflicht oder infolge von Vollstreckungsmaßnahmen er loschen ist 

(ständige Rechtsprechung, vgl. Senatsurteile vom 18 . April 

2006 VII R 77/04, BFHE 212, 29, BStBl II 2006, 578,  und vom 

12. August 1999 VII R 92/98, BFHE 189, 331, BStBl I I 1999, 

751, m.w.N.). 

 

Als Ausnahme zu diesem Grundsatz ist in der Rechtsp rechung des 

BFH anerkannt, dass der Abrechnungsbescheid bei Str eitigkeiten 

über die Rechtmäßigkeit der Erhebung von Säumniszus chlägen un-

ter dem Gesichtspunkt der Gewährleistung eines effe ktiven 

Rechtsschutzes nicht nur über den Fortbestand der Z ahlungsver-

pflichtung entscheidet, sondern auch darüber, ob Sä umniszu-

schläge überhaupt entstanden sind und ggf. in welch er Höhe 

(Senatsurteil in BFHE 212, 29, BStBl II 2006, 578, m.w.N.). 

Damit wird ein zusätzliches Regelungsbedürfnis hins ichtlich 

des Entstehens von Säumniszuschlägen anerkannt, sow eit eine 

Überprüfung des Entstehens dieser Säumniszuschläge nach Grund 

und Höhe erforderlich ist. Das betrifft insbesonder e die Fra-

gen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die En tstehung 

von Säumniszuschlägen nach § 240 AO erfüllt sind od er ob au-

ßerhalb der Verwirklichung des Tatbestands des § 24 0 AO trotz 

Bestehens einer Säumnis Umstände vorliegen, die das  Entstehen 

von Säumniszuschlägen hindern, z.B. weil für bestim mte Zeit-

räume, für die sie erhoben werden könnten, Stundung  oder Aus-

setzung der Vollziehung (AdV) gewährt worden ist, o der soweit 

sich die Parteien über die Wirkung einer AdV oder e ines Voll-

streckungsaufschubs im Hinblick auf die Verwirkung von Säum-

niszuschlägen streiten (Senatsurteil in BFHE 212, 2 9, BStBl II 

2006, 578; s. auch Alber in HHSp, § 218 AO Rz 101).  

 

b) Im Hinblick auf die Funktion des Abrechnungsbesc heids sind 

die Anforderungen an die nach § 119 AO erforderlich e inhaltli-

che Bestimmtheit dieses Verwaltungsakts so auszuric hten, dass 
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die Klärung der im Einzelfall bestehenden Streitigk eit er-

reicht wird (vgl. Senatsurteil vom 4. Februar 1997 

VII R 50/96, BFHE 182, 276, BStBl II 1997, 479). Wi rd über die 

Entstehung von Säumniszuschlägen gestritten, müssen  diese nach 

Art, Zeitraum und Betrag aufgeführt werden und zwar  bezogen 

auf jede einzelne Steuerschuld getrennt; es genügt nicht, wenn 

die Säumniszuschläge vom Gesamtbetrag der Steuerfor derungen 

berechnet werden (vgl. Senatsurteil vom 1. August 1 979 

VII R 115/76, BFHE 128, 251, BStBl II 1979, 714, am  Ende). Des 

Weiteren sind ggf. Feststellungen darüber erforderl ich, ob der 

Steueranspruch verjährt ist oder nicht (vgl. Senats urteil vom 

5. Juli 1988 VII R 142/84, BFH/NV 1990, 69). Dabei genügt es, 

wenn sich die erforderlichen Angaben aus der Einspr uchsent-

scheidung ergeben (s. Senatsurteil in BFHE 182, 276 , BStBl II 

1997, 479, unter 2. der Entscheidungsgründe). 

 

c) Zuständig für die Entscheidung durch Abrechnungs bescheid 

ist gemäß § 218 Abs. 2 Satz 1 AO "die Finanzbehörde ". Das ist 

die nach den allgemeinen Zuständigkeitsregelungen d er 

§§ 16 ff. AO zuständige Finanzbehörde.  

 

An der Auffassung, dass für Entscheidungen durch Ab rechnungs-

bescheid diejenige Behörde zuständig ist, die den A nspruch aus 

dem Steuerschuldverhältnis festgesetzt hat, um dess en Verwirk-

lichung gestritten wird (Senatsurteil in BFHE 234, 114, DStR 

2011, 1758, m.w.N.), hält der erkennende Senat nich t mehr 

fest. Das gilt insbesondere auch für die in dem gen annten Se-

natsurteil vertretene Auffassung, die Regelungen in  §§ 19, 26 

AO beträfen allein die örtliche Zuständigkeit der F inanzbehör-

den für die Durchführung der (eigentlichen) Besteue rung i.S. 

der §§ 134 ff. AO, nicht aber die Zuständigkeit im Erhebungs-

verfahren nach §§ 218 ff. AO (s. auch die Kritik vo n Bergan/ 

Martin, DStR 2012, 171; ebenso Sunder-Plassmann in HHSp, § 17 
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AO Rz 9 und § 19 AO Rz 5; Drüen in Tipke/Kruse, Abg abenord-

nung, Finanzgerichtsordnung, § 17 AO Rz 5 und § 19 AO Rz 3; 

Schmieszek in Gosch, AO § 19 Rz 7; Klein/Rätke, AO,  14. Aufl., 

§ 19 Rz 2; Klein/Rüsken, a.a.O., § 218 Rz 34d). Auc h für die 

Zuständigkeit nach § 19 AO gilt der Grundsatz der G esamtzu-

ständigkeit (so zutreffend Sunder-Plassmann in HHSp , § 19 AO 

Rz 5; zur Handhabung durch die Verwaltung s. auch B ayerisches 

Landesamt für Steuern, Verfügung vom 27. Oktober 20 17 

S 0127.1.1-6/6 St 42, BeckVerw 347969; Oberfinanzdi rektion 

Niedersachsen vom 20. Januar 2016 S 0127-1-St 142, BeckVerw 

323189). 

 

Grundsätzlich entscheidet die danach zuständige Beh örde gemäß 

§ 367 Abs. 1 Satz 1 AO auch über einen Einspruch ge gen den Ab-

rechnungsbescheid. Ist allerdings nachträglich nach  den allge-

meinen Zuständigkeitsregelungen der §§ 16 ff. AO ei ne andere 

Finanzbehörde für den Steuerfall zuständig geworden , ohne dass 

eine Zuständigkeitsvereinbarung nach § 26 Satz 2 AO  getroffen 

worden ist oder getroffen wird, entscheidet gemäß §  367 Abs. 1 

Satz 2 AO diese Finanzbehörde. Maßgeblich ist die Z uständig-

keit der anderen Finanzbehörde im Zeitpunkt der Bek anntgabe 

der Einspruchsentscheidung (Birkenfeld in HHSp, § 3 67 AO 

Rz 77; ebenso Seer in Tipke/Kruse, a.a.O., § 367 AO  Rz 4). 

 

2. Ausgehend von diesen Grundsätzen sind sowohl der  angefoch-

tene Abrechnungsbescheid als auch die Einspruchsent scheidung 

formell rechtmäßig.  

 

a) Dabei ist zunächst festzuhalten, dass es sich be i dem Be-

scheid vom 27. Mai 2014 um einen einzigen Bescheid handelt, 

der lediglich in zwei separaten (tabellarischen) Er läuterungen 

die entstandenen Säumniszuschläge getrennt nach der  jeweiligen 

Fälligkeit der zugrunde liegenden Steuerforderungen  aufschlüs-
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selt. Es handelt sich nicht, wie der Kläger offenba r annimmt, 

um zwei Abrechnungsbescheide. Auch gibt es zu diese m Bescheid 

über die genannten Erläuterungen hinaus keine weite ren Anla-

gen. Soweit das FG auf S. 6 seines Urteils auf "Anl agen" Bezug 

nimmt, sind damit erkennbar diese Erläuterungen gem eint. Der 

Vorwurf des Klägers, das FG habe in der Begründung seines Ur-

teils Anlagen einbezogen, die ihm (dem Kläger) nich t mit dem 

Abrechnungsbescheid übersandt worden seien, ist dah er unbe-

rechtigt. 

 

b) Der Abrechnungsbescheid vom 27. Mai 2014 in Gest alt der 

Einspruchsentscheidung vom 8. Oktober 2015 ist hinr eichend be-

stimmt.  

 

In dem Bescheid sind der Kläger und seine Ehefrau a ls In-

haltsadressaten und das FA 1 als erlassende Behörde  aufge-

führt. Des Weiteren benennt der Bescheid auf der er sten Seite 

die entstandenen Säumniszuschläge getrennt nach den  zu den 

Stichtagen 25. Juni 2007 und 13. September 2012 jew eils fälli-

gen Steuerbeträgen aus der für das Jahr 2005 festge setzten 

Einkommensteuer. In den Erläuterungen werden diese Säumniszu-

schläge einzeln in Tabellenform aufgeschlüsselt unt er Angabe 

der Höhe der jeweils zugrunde liegenden Steuerforde rung, ihrer 

Wertstellung, der Dauer der Säumnis, der Anzahl der  sich dar-

aus ergebenden zu berücksichtigenden Monate und der  Bemes-

sungsgrundlage. Das in der letzten Spalte der Tabel le aufge-

führte Ergebnis ("Verwirkte Säumniszuschläge") ist rechnerisch 

ohne weiteres nachvollziehbar; es ergibt sich, wenn  man 1 Pro-

zent der in der vorletzten Spalte angegebenen Bemes sungsgrund-

lage (vgl. § 240 Abs. 1 Satz 1 AO) mit der in der v orvorletz-

ten Spalte angegebenen Anzahl der angefangenen Mona te der 

Säumnis multipliziert.  
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Ausführungen zu den streitigen Fragen von Teilzahlu ngen, Stun-

dung und Verjährung finden sich jedenfalls in der E inspruchs-

entscheidung vom 8. Oktober 2015, die hinsichtlich der Verjäh-

rung auch auf die jeweiligen Zahlungsaufforderungen  in den 

einzeln mit Datum aufgeführten Änderungsbescheiden zur Einkom-

mensteuer verweist (s. dazu im Einzelnen unten, unt er II.3.c); 

diese Angaben genügen den Anforderungen an die inha ltliche Be-

stimmtheit eines Abrechnungsbescheids (s. Senatsurt eil in BFHE 

182, 276, BStBl II 1997, 479, unter 2. der Entschei dungsgrün-

de). 

 

c) Der Abrechnungsbescheid und die Einspruchsentsch eidung sind 

auch von der jeweils zuständigen Finanzbehörde erla ssen wor-

den.  

 

Der streitige Abrechnungsbescheid ist von dem zu di esem Zeit-

punkt (ohnehin) noch nach § 19 Abs. 3 Satz 1 AO zus tändigen 

FA 1 erlassen worden. Zu einem Zuständigkeitswechse l ist es 

erst im Verlauf des Einspruchsverfahrens und damit nach Erge-

hen des Abrechnungsbescheids gekommen; die sich dar aus erge-

bende (geänderte) Zuständigkeit des FA für die Ents cheidung 

über den Einspruch folgt aus § 367 Abs. 1 Satz 2 AO  i.V.m. 

§ 19 Abs. 3 Satz 1, § 26 AO. 

 

3. Der angefochtene Abrechnungsbescheid ist auch ma teriell 

rechtmäßig.  

 

a) Wird eine Steuer nicht bis zum Ablauf des Fällig keitstags 

entrichtet, so ist nach § 240 Abs. 1 Satz 1 Halbsat z 1 AO für 

jeden angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszus chlag von 

1 Prozent des abgerundeten rückständigen Steuerbetr ags zu ent-

richten; abzurunden ist gemäß § 240 Abs. 1 Satz 1 H albsatz 2 

AO auf den nächsten durch 50 € teilbaren Betrag. 

24 

25 

26 

27 

28 



- 11 - 

- 12 - 

 

 

Säumniszuschläge entstehen somit kraft Gesetzes, we nn die Tat-

bestandsvoraussetzungen der Säumnis verwirklicht si nd, und sie 

werden mit ihrer Entstehung fällig (§ 220 Abs. 2 Sa tz 1 AO). 

Einer Festsetzung der Säumniszuschläge durch das Fi nanzamt be-

darf es nicht (vgl. Senatsurteil in BFHE 212, 29, B StBl II 

2006, 578; s. auch Klein/Rüsken, a.a.O., § 240 Rz 1 1). 

 

Darüber hinaus bestimmt § 240 Abs. 1 Satz 4 AO, das s bereits 

verwirkte Säumniszuschläge von einer Aufhebung, Änd erung oder 

Berichtigung der zugrunde liegenden Steuerfestsetzu ng unbe-

rührt bleiben (s. dazu auch BFH-Urteil vom 18. Sept ember 2018 

XI R 36/16, BFHE 262, 297, BStBl II 2019, 87, Rz 31  ff.). 

 

Die entstandenen und fälligen Säumniszuschläge unte rliegen ge-

mäß § 228 AO einer fünfjährigen Zahlungsverjährung.  Die Ver-

jährung beginnt gemäß § 229 Abs. 1 Satz 1 AO mit Ab lauf des 

Kalenderjahrs, in dem der Anspruch erstmals fällig geworden 

ist. Die Verjährung wird gemäß § 231 Abs. 1 Satz 1 AO (in der 

bis zum 24. Juni 2017 geltenden Fassung --a.F.--; j etzt § 231 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 AO) u.a. durch die schriftliche  Geltendma-

chung des Anspruchs unterbrochen. Dies hat gemäß § 231 Abs. 3 

AO zur Folge, dass mit dem Ablauf des Kalenderjahrs , in dem 

die Unterbrechung geendet hat, eine neue --fünfjähr ige-- Ver-

jährungsfrist beginnt. 

 

b) Die hier streitigen Säumniszuschläge sind somit wirksam 

entstanden. 

 

aa) Da die Einkommensteuer 2005 mit Bescheid vom 22 . Mai 2007 

wirksam festgesetzt wurde, zum 25. Juni 2007 fällig  war und 

(zunächst) auch nicht bezahlt wurde, sind ab diesem  Zeitpunkt 

nach § 240 Abs. 1 Satz 1 AO Säumniszuschläge entsta nden, und 
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zwar für den Zeitraum bis zum 22. Dezember 2008 in Höhe von 

insgesamt ... €; diese Säumniszuschläge sind gemäß § 220 

Abs. 2 Satz 1 AO mit ihrer Entstehung fällig geword en. 

 

Mit der geänderten Steuerfestsetzung vom 10. August  2012 ist 

ein gegenüber der Festsetzung vom 22. Mai 2007 höhe rer Betrag 

festgesetzt worden, der zunächst nur teilweise bis zum Fällig-

keitstag entrichtet worden ist, so dass für den noc h offenen 

Betrag weitere Säumniszuschläge in Höhe von ... € e ntstanden 

und ebenfalls fällig geworden sind.  

 

bb) Dass hinsichtlich der Einkommensteuer 2005 eine  Stundungs-

vereinbarung vorgelegen hätte, mit der die Fälligke it zum 

Zeitpunkt des Erlasses der Änderungsbescheide hinau sgeschoben 

worden wäre, hat der Kläger nach den Feststellungen  des FG 

nicht nachgewiesen. An diese Feststellungen ist der  erkennende 

Senat nach § 118 Abs. 2 FGO gebunden; zulässige und  begründete 

Revisionsgründe hat der Kläger dagegen nicht vorgeb racht. Ins-

besondere ist der Vorwurf des Klägers, das FG habe sich nur 

unzureichend mit dem Einwand der Stundung befasst u nd sei sei-

nen Beweisangeboten nicht nachgegangen, unberechtig t. Die in-

soweit von dem Kläger erhobenen Verfahrensrügen gre ifen nicht 

durch. 

 

(1) Das Urteil verletzt nicht das Vollständigkeitsg ebot des 

§ 96 Abs. 1 Satz 1 FGO. 

 

Das FG hat das Vorbringen der Beteiligten zu der vo m Kläger 

behaupteten Stundungsabrede aus dem Jahr 2006 sowoh l im Tatbe-

stand (S. 3 und 4 des angefochtenen Urteils) berück sichtigt 

als auch in den Entscheidungsgründen (S. 7) des Urt eils abge-

handelt. Dass es sich nicht ausführlicher hiermit b efasst hat, 

ist unerheblich. Aufgrund des Vorbringens des FA in  der Klage-
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erwiderung, es sei im Jahr 2006 lediglich eine bis zum 

31. Dezember 2006 befristete Ratenzahlung vereinbar t worden, 

wäre es Sache des Klägers gewesen, eine entsprechen de Stun-

dungsabrede im erstinstanzlichen Verfahren vorzuleg en. Ein 

Verstoß gegen das Vollständigkeitsgebot des § 96 Ab s. 1 Satz 1 

FGO liegt damit jedenfalls nicht vor; denn diese Re gelung ge-

bietet ohnehin nicht, dass alle im Einzelfall gegeb enen Um-

stände im Urteil zu erörtern sind (vgl. BFH-Beschlu ss vom 

24. Juli 2012 IX B 173/11, BFH/NV 2012, 1784, m.w.N .). 

 

Die erst im Revisionsverfahren vorgelegten Schreibe n können 

nach § 118 Abs. 2 FGO nicht berücksichtigt werden. Nur ergän-

zend weist der erkennende Senat darauf hin, dass au ch diese 

Schreiben lediglich eine Ratenzahlungsvereinbarung enthalten, 

keine Stundungsabrede. 

 

(2) Mit dem Einwand, das FG habe gegen die ihm obli egende 

Sachaufklärungspflicht (§ 76 Abs. 1 FGO) verstoßen,  kann der 

Kläger im vorliegenden Verfahren nicht gehört werde n.  

 

Zwar hat das erstinstanzliche Gericht nach § 76 Abs . 1 FGO den 

entscheidungserheblichen Sachverhalt von Amts wegen  zu erfor-

schen. Dies gilt insoweit, als Aufklärungsmaßnahmen  durch den 

Inhalt der Akten, das Beteiligtenvorbringen oder so nstige Um-

stände veranlasst sind. Dabei stehen die Art und We ise der Be-

weiserhebung und die Auswahl der Beweismittel grund sätzlich im 

pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts (vgl. auch Sen atsurteil 

vom 23. April 2014 VII R 41/12, BFHE 245, 493, BStB l II 2015, 

117).  

 

Allerdings ist der im finanzgerichtlichen Verfahren  geltende 

Untersuchungsgrundsatz eine Verfahrensvorschrift, a uf deren 

Einhaltung ein Beteiligter --ausdrücklich oder durc h Unterlas-
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sen einer Rüge-- verzichten kann (§ 155 FGO i.V.m. § 295 der 

Zivilprozessordnung). Das Unterlassen der rechtzeit igen Rüge 

hat den endgültigen Rügeverlust zur Folge (ständige  Rechtspre-

chung, vgl. BFH-Urteil vom 16. Januar 2018 VI R 2/1 6, BFH/NV 

2018, 712, m.w.N.). Etwas anderes kann bei einem fa chkundig 

vertretenen Verfahrensbeteiligten nur dann gelten, wenn er 

aufgrund des Verhaltens des FG die Rüge für entbehr lich halten 

durfte (BFH-Beschluss vom 27. November 2017 IX B 14 4/16, 

BFH/NV 2018, 218).  

 

Im vorliegenden Streitfall hat die Prozessbevollmäc htigte des 

Klägers in der mündlichen Verhandlung vom 18. Mai 2 017 vor dem 

FG ausweislich des Sitzungsprotokolls weder Beweisa nträge ge-

stellt noch das Unterlassen einer von Amts wegen, a uch ohne 

entsprechenden Beweisantrag gebotenen Sachaufklärun g gerügt. 

Dabei war bereits aus der Ladung vom 29. März 2017 ersicht-

lich, dass keine Zeugen zu dem Termin geladen worde n waren. 

Dass bzw. warum eine entsprechende Rüge für entbehr lich gehal-

ten wurde, ist nicht dargelegt worden und auch nich t aus den 

Akten ersichtlich. Damit hat der Kläger sein Rügere cht verlo-

ren. 

 

c) Die streitigen Säumniszuschläge waren bei Erlass  der Ein-

spruchsentscheidung auch nicht verjährt. 

 

Die Verjährung der im Jahr 2007 entstandenen Säumni szuschläge 

begann gemäß § 229 Abs. 1 Satz 1 AO mit Ablauf des Jahres 2007 

und endete demnach gemäß § 228 AO nicht vor Ablauf des Jahres 

2012. Innerhalb dieser Frist hat das FA 1 den Kläge r wieder-

holt ausdrücklich zur Zahlung der streitigen Säumni szuschläge 

aufgefordert. Entsprechende Aufforderungen finden s ich in den 

Änderungsbescheiden vom 3. September 2008, vom 10. August 2012 

und (darüber hinaus) vom 17. März 2014. Diese Auffo rderungen 
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sind eine schriftliche Geltendmachung des Anspruchs  aus den 

Säumniszuschlägen i.S. von § 231 Abs. 1 Satz 1 AO a .F. (vgl. 

Senatsurteil vom 30. März 1993 VII R 37/92, BFH/NV 1994, 4, 

unter II.3. der Entscheidungsgründe). Die Wirkung d ieser Be-

scheide beschränkt sich damit, anders als der Kläge r meint, 

nicht auf eine Änderung der Einkommensteuerfestsetz ung für 

2005; die diesbezüglichen Ausführungen des FG sind zwar sehr 

kurz gehalten, im Ergebnis aber zutreffend. 

 

Dementsprechend begann gemäß § 231 Abs. 3 AO jeweil s mit Ab-

lauf der Jahre 2008, 2012 und 2014 erneut eine fünf jährige 

Verjährungsfrist. Der streitige Abrechnungsbescheid  vom 

27. Mai 2014 ist somit innerhalb der Verjährungsfri st ergan-

gen. Mit diesem Abrechnungsbescheid sind die noch n icht ge-

tilgten Säumniszuschläge (erneut) schriftlich gelte nd gemacht 

worden (vgl. dazu Senatsbeschluss vom 4. August 200 9 

VII B 16/09, juris; s. auch Klein/Rüsken, a.a.O., §  231 

Rz 21). 

 

Für die in den Jahren 2008, 2012 und 2013 entstande nen Säum-

niszuschläge gilt dies entsprechend. 

 

d) Soweit der Kläger rügt, das FG habe bei seiner E ntscheidung 

eine streitige Zahlung von ... € nicht berücksichti gt, ist 

festzuhalten, dass sich auch in seiner Klagebegründ ung vom 

5. Januar 2016 keine Ausführungen zu einer solchen Zahlung 

finden lassen. Nachdem das FA in seiner Einspruchse ntscheidung 

vom 8. Oktober 2015 ausgeführt hatte, dass zwar am 22. Oktober 

2013 eine Zahlung über diesen Betrag erfolgt sei, d ass diese 

aber auf Anweisung des Klägers auf Einkommensteuer- Vorauszah-

lungen für das 1. Quartal 2008 gebucht worden sei, wäre es Sa-

che des Klägers gewesen, diesen Ausführungen im Kla geverfahren 

entgegenzutreten. Da er dies nicht getan hat, musst e --und 
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durfte-- das FG davon ausgehen, dass dieser Punkt n icht mehr 

streitig war. 

 

e) Soweit schließlich der Kläger rügt, das FG habe die Wirkung 

des zwischenzeitlichen "Nullbescheids" übergangen - -gemeint 

ist wohl ein Änderungsbescheid vom 5. Januar 2009--  und zudem 

nicht berücksichtigt, dass das Gerichtsverfahren üb er die 

Festsetzung der Einkommensteuer für 2005 noch anhän gig sei, 

verkennt er, dass diese Umstände für die bereits ve rwirkten 

Säumniszuschläge gemäß § 240 Abs. 1 Satz 4 AO (wie bereits 

dargelegt – s. oben, unter II.3.a) ohne Bedeutung s ind. 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 F GO.  
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